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Beschlusskammer 8 

Aktenzeichen: BKB-18/03782-01 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren „nach § 29 Abs, 1 EnWG, § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

i.V.m. § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 a und § 5 ARegV 

wegen 	 Genehmigung des Regulierungskontosaldos 2017 und der Ver­

teilung durch Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der 

Kalenderjahre 2019 bis 2021 

hat die Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom­

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch den Vorsitzenden Karsten Bourwieg, 

den Beisitzer · Bernd Petermann 


und den Beisitzer Stefan Albrecht, 


auf Antrag der SWO Netz GmbH, Alte Poststraße 9, 49074 Osnabrück, vertreten 

durch die Geschäftsführung, 

- Antragstellerin ­
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am 	11 .05.2020 beschlossen: 

1. 	 Der Regulierungskontosaldo für das Jahr 2017 sowie die Verteilung durch 

Zu- bzw. Abschläge auf die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Jahre 

2019 bis 2021 der Antragstellerin werden gemäß Anlage 1 dieses Beschlus­

ses genehmigt. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 

2. 	 Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach§ 91 EnWG. 

Gründe 

1. 

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 28.06.2018 einen Antrag auf Genehmi

gung der Zu- bzw. Abschläge aus dem Regulierungskonto des Jahres 2017 gemäß 

§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 Abs. 3 ARegV gestellt. 

Am 25.10.2018 hat die Beschlusskammer eine vorläufige Anordnung hinsichtlich 

des Regulierungskontos des Kalenderjahres 2017 sowie der Verteilung durch Zu­

bzw. Abschläge auf die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Jahre 2019 bis 

2021 erlassen. 

Die Beschlusskammer hat derAntragstellerin gemäß § 67 Abs. 1 EnWG mit Schrei

ben vom 26.03.2020 Gelegenheit gegeben, sich zu der beabsichtigten endgültigen 

Entscheidung der Beschlusskammer zu äußern. 

Die Antragstellerin hat unter anderem mit Schreiben vom 29.04.2020 auf eine Stel­

lungnahme verzichtet. 

Die Landesregulierungsbehörde, in deren Gebiet die Antragstellerin ihren Sitz hat, 

wurde gemäß§ 55 Abs. 1 EnWG über die Einleitung des Verfahrens (ntormiert. Das 

Bundeskartellamt und die Landesregulierungsbehörde wurden gemäß § 58 Abs.1 

S. 2 EnWG beteiligt. 

· Im Übrigen wird auf die Verfahrensakte verwiesen. 

­

­
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II. 


1. 	 Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß§ 54 Abs. 1 und 3 EnWG die zuständige Regu­

lierungsbehörde . 

. Die Zuständigkeit der Beschlussl<ammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG. 

2. 	 Ermittlung derZu- bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen 

der Jahre 2019 bis 2021 nach§ 5 Abs. 3 ARegV 

2.1 Ermächtigungsgrundlage 

Die Genehmigung der Zu:- bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen der Antragstel­

lerin für die Jahre 2019 bis 2021 erfolgt auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG, § 32 

Abs. 1 Nr. 1 und 2 i.V.m. ·§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a, § 5 ARegV. 

Die. Regulier~ngsbehörde genehmigt gemäß § 5 Abs. 3 ARegV Zu- bzw. Abschläge 

. auf die Erlösobergrenzen der Antragstellerin für die Jahre 2019 bis 2021 , die sich 

aus dem Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2017 ergeben. Die ermittelten 

Differenzen nach § 5 Abs. 1 ARegV und die Zu- und Abschläge sind gemäß § 5 

Abs. 2 ARegV zu verzinsen. 

Für die Berechnung der Zu- und Abschläge auf die entsprechenden Erlösobergren­

zen wird zunächst der Saldo zum 31 .12.2017 ermittelt. Dieser wird sodann um ein 

Jahr aufgezinst, um zu berücksichti~en, dass die Auflösung des Regulierungskon­

tosaldos erst im Jahre 2019 beginnt. 

Der Ausgleich des aufgezinsten Saldos zum 31.12.2017 erfolgt in drei gleichmäßi­

gen Raten ab dem Jahr 2019. Zusätzlich erfolgt gemäß§ 5 Abs. 3 S. 3 ARegVeine 

Verzinsung des im jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich gebundenen Saldos 

nach § 5 Abs. 2 ARegV. Der Zinssatz für die Aufzinsung im Jahr 2018 und im ge­

samten Auflösungszeitraum entspricht dem 10-jährigen Durchschnitt der von der 

Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen "festverzinslicher Wertpapiere inlän­

discher E;mittenten" der Kalenderjahre 2008 bis 2017 in Höhe von 
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2.2 	 Positionen im Regulierungskonto . 

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto. ergeben sich aus § 5 Abs. 1 

ARegV. Für den Elektrizitätsbereich sind dies im Einzelnen: 

a) 	die Differenz zwischen den nach § .4 ARegV zulässigen Erlösen und den von 

der Antragstellerin unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwick­

lungen erzielbaren Erlösen (§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV), · 

b) 	 die Differenz zwischen den tatsächlich entstandenen Kosten nach § 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13 .und 16 bis 17 ARegV und den in der Erlös­

obergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen(§ 5 Abs. 1 S. 2 ARegV), 

c) 	 die Differenz zwischen den tatsächlich entstandenen Kosten nach § 11 Abs. · 

5 ARegV i.V.m. der Festlegung volatiler Kosten nach§ 11 Abs. S-ARegV zur 

Berücksichtigung von Verlustenergiekosten in der z·weiten Regulierungsperi­

ode und den in der .Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen (§ 

5 Abs. 1 S. 2 ARegV) bzw. der entsprechenden freiwilligen Selbstverpflich­

tung nach § 11 Abs. 4 S. 2 ARegV sowie 

d) ·die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr .bei effizienter Leistungser­

bringung entstehenden Kosten des Messstellenbetrieos, zu dem auch die 

Messung gehört, und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen 

· Ansätzen, soweit diese Differenz durch Änderungen der Zahl der Anschluss­

nutzer, bei denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchge­

führt wird, verursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten für den Mess­

stellenbetrieb von modernen Messeinrichtungen und intelligenten · Messsys­

temen im Sinne des Messstellenbetriebsgesetzes handelt. In das Regulie­

rungskonto wird auch die Differenz einbezogen, die durch Maßnahmen des 

Netzbetreibers im Zusammenhang' mit § 40 Abs. 2 S. 3, Abs. 3 S. 1 und 2 

des EnWG in Verbindung mit § 55 Abs. 1 Nr. 4 oder Abs. 2 des MsbG verur­

sacht wird, soweit der Netzbetreiber für die Durchführung zuständig war. (§ 5 

Abs. 1 S. 3 und 4 ARegV). 
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2.2.1 Qifferenz zwischen zulässigen Erlösen und erzielba­

ren Erlösen 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulässigen Erlöse und der von 

der Antragstellerin unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung er­

zielbaren Erlöse im Regulierungskonto zu erfassen. Die angepasste Erlösober­

grenze wird in den Anlagen 3 a bis b der von der Antragstellerin angepassten Er­

lösobergrenze gegenübergestellt. 

Die in den Einzelbestandteilen der E::rlösobergrenze gegenüber dem Ansatz der An­

tragstellerin ermittelten Differenzen ergeben sich ebe.nfalls aus den Anlagen 3 a 

bis b. 

2.2.1.1 Zulässige Erlöse 

Die zulässigen Erlöse bestimmen sich. gemäß § 4 ARegV. Dabei sind die gemäß 

§ 4 Abs. 1- und 2 ARegV bestimmten Erlösobergrenzen nach Maßgabe von § 4 

Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjährlich von der Antragstellerin anzupassen. 

Dies umfasst insbesondere die zulässige Anpassung der jeweiligen kalenderjährli­

chen Erlösobergrenze in Folge von Änderungen des Verbraucherpreisgesamtinde­

xes nach§ 8 ARegV(§ 4 Abs._3 S. 1 Nr. 1 ARegV) sowie Änderungen vo~ dauerhaft 

nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 8, Bb bis 11 

und 12a bis 17 ARegV sowie § 11 Abs. 2 S. 2 und 4 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1Nr. 2 

ARegV). 

Soweit die Beschlusskammer die Erlösobergrenzen für die zweite Regulierungspe­

riode erst nach Beginn der Regulierungsperiode festgelegt hat, ist hinsichtlich der 
. . . 

zulässigen Erlöse auf die von der Beschlusskammer festgelegte kalenderjährliche 

Erlösobergrenze abzustellen . Die vom Netzbetreiber im Rahmen der Anpa"ssung 

der Erlösobergrenze angesetzte'n Werte sind insoweit zu korrigieren. Kosten oder 

Erlöse aus der erforderlichen · 1nanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (§ 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV), für die Nachrüstung gemäß der· Systemstabilitätsverord­

nung (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 ARegV), genehmig.ten Investitionsmaßnahmen nach§ 

23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 ARegV), der Auflösung des Abzugsbetrags nach 
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§ 23 Abs. 2a ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6a ARegV, aus vermiedenen Netzentgel­

ten (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV), aus der Auflösung von Netzanschlusskosten­

beiträgen und Baukostenzuschüssen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 13 ARegV), aus den 

Vorschriften der Kapazitätsreserve nach § 13e Abs. 3 EnWG und der Rechtsver­

ordnung nach § 13h EnWG, den Bestimmungen zur Stilllegung von Braunkohle­


kraftwerken nach § 13g EnWG sowie den Vorschriften zu besonderen netztechni­


schen Betriebsmitteln nach § 11 Abs. 3 EnWG (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 16 ARegV) 


sowie aus Entschädigungen nach § 15 Abs. 1 EEG, die die Voraussetzungen des 


· § 15 Abs. 2 EEG erfüllen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 17 ARegV) können auf Basis von 


Planwerten vorgenommen werden und fließen im Rahmen eines Plan-lst-Abgleichs 


in das Regulierungskonto ein. 

Zudem können jeweils auf Antrag der Antragstellerin gemäß'§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 

und 2 ARegV Anpassungen der Erlösobergrenze in Folge von Genehmigungen · 

a) nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) und 

b) auf Grund eines Härtefalls nach§ 4 Abs. 4 Nr. 2 ARegV 

gewährt werden. 

Eine weitere Anpassung der E_rlösobergrenze ist gemäß § 4 Abs. 5 ARegV nach 

Maßgabe des§ 19 ARegV (Qualitätselement) möglich. überdies können Anpassun­

gen aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. § 11 

StromNEV in analoger Anwend.ung erfolgen. 

Die Antragstellerin hat unter.dem Aktenzeichen BKB-11/0967-13 einen öffentlich­

rechtlichen Vertrag mit der Bundesnetzagentur geschlossen. Durch diesen Vertrag 

wurden die der jährlichen Entgeltbildung zu Grunde zu legenden Beträge geändert. 

Diese Beträge sind im Regulierungskonto beim Abgleich mit den erzielbaren Erlö­

sen zu berücksichtigen. Zur Bestimmung der zulässigen Erlöse ist somit generell 

auf die vor Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages ursprünglich festgelegten 

.bzw. nach § 4 Abs. 3 und 4 ARegV angepassten kalenderjährlichen Erlösobergren­

zen abzustellen. · 
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In der Anlage 3a erfolgt jedoch unter „Sonstiges" der Ausweis eines Anpassungs

betrages aus technischen Gründen bei den zulässigen Erlösen. und nicht bei den 

erzielbaren Erlösen. 

2.2.1.1.1 	 Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes 

nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Er_lösobergrenze ist die Änderung des Verbraucher­

preisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Hierfür ist für das Jahr 

2017 gemäß § 8 S. 2 ARegV der Verbraucherpreisgesamtindex des Jahres 2015 in 

Höhe von 106,9 zu verwenden. 

2.2.1.1.2 	 Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1, 3, 7, Bb 

bis 12a1 14 sowie S. 2 und 4 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 2 1. HS.ARegV) 

Kosten oder Erlöse aus gesetzlichen Abnahme- und Vergütungspflichten (Nr. 1), 

Betriebssteuern (Nr. 3), Mehrkosten für die Errichtung, den Betrieb und die Ände­

rung von Erdkabeln nach § 43 S. 1 Nr. 3 EnWG (Nr. 7), Zahlungen an Städte oder 

Gemeinden nach Maßgabe von § 5 Abs. 4 StromNEV (Nr. 8b), betrieblichen und 

· tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen , so­

weit diese in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgeschlossen worden sind (Nr. 

9), der im gesetzlichen Rahmen ausgeübten Betriebs- und Personalratstätigkeit (Nr. 

10), der· Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen und von Betriebskin­

dertagesstätten für Kinder de~ im Netzbereich beschäftigten Betriebsangehörigen 

(Nr. 11 ), Entscheidungen über grenzüberschreitende Kostenaufteiiungen nach Ärt. 

12 der VO (EU) 347/2013 (Nr. 12), Forschung und Entwicklu"ng nach Maßgabe des 

§ 25a ARegV (Nr. 12a), dem bundesweiten Ausgleichsmechanismus nach§ 2 Abs. 

5 EnLAG und§ 4 Abs. 3 S. 2 BBPIG (Nr. 14) sowie den Kosten und Erlösen nach§ 

11 Abs. 2 S. 2 und 4 ARegV (Kompensationszahlungen im Rahmen des Ausgleichs­

mechanismus nach Art. 13 VO (EG) 714/2009, Erlöse aus ·dem Engpassmanage­

ment nach Art 16 VO (EG) 714/2009 oder nach § 15 StromNZV, Kosten für die 

Beschaffung der Energie zur Erbringung von Ausgleichsleistungen , einschließlich 

der Kosten für die lastseitige Beschaffung, Kosten oder Erlöse aus Maßnahmen 

­
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eines Betreibers von Stromversorgungsnetzen, die einer wirksamen Verfahrensre­

gul ierung unterliegen sowie Kosten oder Erlöse aufgrund einer freiwilligen Selbst ­

verpflichtung nach § 32 Äbs. 1 Nr. 4 ARegV) wurden vom Netzbetreiber gemäß§ 4 

Abs. 3 S. 1 Nr. 2 1. HS ARegV jewei ls auf die im vorletzten Kalenderjahr entstan­

denen Kosten angepasst. 

2.2.1.1.2.1. 	 Betriebliche und tarifvertragliche Vereinbarungen zu 

Lohnzusatz~ und Versorgungsleistungen 

Die Antragstellerin hat betriebliche und tarifvertragliche Vereinbarungen zu Lohnzu­

satz- und Versorgungsleistungen in Höhe vo~eben. Mit Schreiben 

vom 23.03.2020 hat die Antragstellerin dargelegt, dass für den Regulierungskonto­

saldo 2017 weitere Betriebsvereinbaru~gen in Höhe von ~erücksichtigt 

worden seien. Bei nahezu allen Positionen handele es sich um Kosten, die auch im 

". Basisjahr bereits existierten und daher bereits als beeinflussbare Kosten anerkannt 

worden seien. 

. 	 . 
Eine Anpassung nach § 4 Abs.· 3 S. 1 Nr. 2 ARegV von Kosten, welche im. Aus­

gangsniveau der ersten Regulierungsperiode gemäß § 6 Abs. 2 ARegV als beein­

flussbare oder vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile enthalten sind, ist 

nicht zulässig. Eine Anerkennung der vom .Netzbetreiber vorgenommenen Anpas­

sung kame damit einer Doppelberücksichtigung gleich. Die Kosten sind. somit in 

: Höhe von ~u kürzen . 

2.2.1.1.2~2. . 	 . Betriebs-.und Personalratstätigkeit 

Die Antragstellerin hat Kosten für Betriebs- und Personalratstätigkeit in Höhe von 

175.571 €angesetzt. Eine Anpassung nach§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV von Kosten, 

welche im Ausgangsniveau der ersten Regulierungsperiode gemäß § 6 Abs. 2 . . 

ÄRegV als beeinflussbare oder vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile 

enthalten sind, ist nicht zulässig. Eine Anerkennung der vom Netzbetreiber vorge- · 

nommenen Anpassung käme· damit .einer Doppelberücksicht igung gleich. Die Kos­

ten sind somit in voller Höhe zu kürzen. 
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2.2.1.1.2.3. 	 Kosten der Berufsausbildung und Weiterbildung im 
. 	 . 

Unternehmen und von Betriebskindertagesstätten 

für Kin~er de_r im Netzbereich beschäftigten Be-. 

triebsangehörigen 

Die Antragstellerin hat Kosten der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unter­

nehmen und von Betriebskindertagesstätten für Kinder der im Netzbereich beschäf

tigten Betriebsangehörigen in Höhe von ngegeben. Mit Schreiben vom 

21.01 .2020 hat die Antragstellerin dargelegt, dass der Anstieg ggü. den Kosten im 

Ausgangsniveau in Höhe von~rch die strukturelle Veränderung des Netz­

betreibers zu erklären sei. Weiterhin hat die Antragstellerin· aufgezeigt , dass Auf

wendungen in Höhe von r die kaufmännische Ausbildung, in Höhe von 

Personalentwicklungsmaßnahmen und~r Weiterbildungs­

maßnahmen des Dienstleisters in dem Antragswert enthalten seien, welche durch 

Weiterberechnungen der.Stadtwerke Osnabrück AG angefallen seien. 

. . . 
Eine Anpassung · nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV von Kosten, welche im Aus

gangsniveau der ersten Regulierungsperiode gemäß§ 6 Abs. 2 ARegV als beein

flussbare oder vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile enthalten sind, ist 

nicht zulässig. Eine Anerkennung der vom Netzbetreiber.vorgenommenen Anpas­

. sung käme damit einer Doppelberücksichtigung gleich. Die Kosten sind sor:nit in 

Höhe von~ kürzen. 

2.2.1.1.3 	 Änderungen von dauerhaft ·nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis Ga, 8, 

13, 16 und 17 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2, 2. HS 

ARegV) 

Kosten aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (§ 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV), für die Nachrüstung aufgrund der Systemstabilitätsver­

ordnung (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 A~egV), aus genehmigten Investitionsmaßnahmen 

nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 ARegV), der Auflösung des Abzugsbetrags 

nach§ 23 Abs. 2a ARegV (§ 11-Abs. 2 S. 1 Nr. 6a ARegV, aus vermiedenen Netz­

entgelten (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV), aus der Auflösung von Netzanschluss

kostenbeiträgen und Baukostenzuschüssen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 13 ARegV), aus 

­

­

­

­

­
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den Vorschriften der Kapazitätsreserve nach § 13e Abs. 3 EnWG und der Rechts­

verordnung nach§ 13h EnWG, den Bestimmungen zur Stilllegung von Braunkohle­

kraftwerken nach § 13g EnWG sowie den Vorschriften zu besonderen netztechni ­

schen Betriebsmitteln nach § 11 Abs. 3 EnWG (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 16 ARegV) 

sowie aus Entschädigungen nach§ 15 Abs. 1 EEG, die die Voraussetzungen des 

§ 15 Abs. 2 EEG erfüllen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 17 ARegV) wurden vom Netzbetrei­

ber auf Basis von Plankosten gemäß § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV angepasst. 

2.2.1.1.4 	 Anpassung nach Maßgabe des§ 10 ARegV (Etweite­

rungsfaktor) gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV 

Die Erlösobergrenze wurde nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) 

gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr.1 ARegVangepasst (Aktenzeichen BKB-15/3782-21). Da­

her ist diese Anpassung bei der Berechnung der zulässigen Erlösobergrenze in der 

Anlage 3a berücksichtigt worden. Abweichungen des von der Beschlusskammer 

ermittelten Wertes zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage . 

Ja zu entnehmen. 

2.2.1.1.5 	 Anpassung nach Maßgabe des§ 19 ARegV (Qualität­

selement) gemäß § 4 Abs. 5 ARegV 

Die Erlösobergrenze würde nach Maßgabe des§ 19 ARegV (Qualitätselement) ge­

mäß§ 4 Abs. 5 ARegV angepasst (Aktenzeichen BKS-17/3782-81). Daher ist diese 

Anpassung bei der Berechnung der zulässigen Erlösobergrenze in der Anlage 3a 

berücksichtigt worden. Abweichungen des von der Beschlusskammer ermittelten 

Wertes zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage 3a zu ent­

nehmen. 

2.2.1.2 Erzielbare Erlöse 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zu­

lässigen Erlösen und den von der Antragstell~rin unter Berücksichtigung der. tat­

sächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlösen im Regulierungskonto zu erfas­

sen. Die erzielbaren Erlöse ermitteln sich als Produkt der tatsächlich im jeweiligen 

Jahr durchgeleiteten Absatzmengen und Leistungswerten mit den zuvor im Rahmen 

der Verprobungsrechnung gemäß § 20 StromNEV ermittelten Entgelten. Bei der 
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Bestimmung der erzielbaren Erlöse ist somit auf die tatsächlich physikalisch durch~ 

geleiteten Mengen und die in Anspruch genommenen Leistungen abzustellen, un­

abhängig davon, ob Forderungen uneinbringlich waren oder Rabatte gewährt wur­

den. 

Die Antragstellerin hat die zur Ermittlung des Regulierungskontosaldos erforderli­
. . 

chen tatsächlich erzielbaren Erlöse des abgelaufenen Kalenderjahres im Rahmen 

der Antragstellung der Beschlusskammer mitgeteilt. 

Die Antra~stellerin hat einen Kommunalrabat~ für den Messstellenbetrieb geltend 

gemacht. Gemäß§ 3 Abs. 1 Nr. 1 KAV dürfen Versorgungsunternehmen Gemein­

den Preisnachlässe für den in der Niederspannung abgerechneten Eigenverbrauch 

der Gemeinde in Höhe von bis zu 10 Prozent des Rechnungsbetrages für den Netz­

zugang gewähren, sofern diese Preisnachlässe in der Rechnung offen ausgewie­

sen werden. Gemäß § 17 Abs. 2 StromNEV setzt sich das Netzentgelt pro Entnah­

mestelle, d:h. der in§ 3 Abs. 1 Nr. 1 KAV in Bezug genommene Rechnungsbetrag 

für den Netzzugang, l'.)ur aus dem Jahresleistungs- und dem Arbeitsp~eis zusam­

men. Demzufolge werden die Preisnachlässe auf Entgelte für Mes~stellenbetrieb 

nicht erlösmindernd berück~ichtigt. Der Erlös aus dem Kommunalrabatt wurde in­

sofern um~kürzt. Der Erlös aus dem Messstellenbetrieb ohne Lastgang­

messung wurde dagegen um~d der Erlös aus dem Messstellenbetrieb mit 

Lastgangmessung wurde dagegen um-rhöht. Die erzielbaren Erlöse wur­

den somit u~rhöht. 

Nach Prüfung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich die 

in Anlage 2 dargestellten erzielbaren Erlöse. 

Oie Antragstellerin. hat _unter dem Aktenzeichen BKB-11/0967-13 zur Umsetzung 

höchstrichterlicher Rechtsprechung einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit der . 

Bundesnetzagentur geschlossen. Durch diesen Vertrag wurden die der jährlichen 

Entgeltbildung zu Grunde zu legenden Beträge geändert. Die~e Beträge sind im 

Regulierungskonto beim Abgleich. mit den erzielbaren Erlösen zu berücksichtigen. 

Dementsprechend sind die erzielbaren Erlöse der Antragstellerin um die sich aus 

dem öffentlich-rechtlichen Vertrag ergebenden Beträge zu korrigieren. 
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2.2.2 Differenz aus Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 

Ga, 8, 13, 16 und 17 ARegV 

Nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 01. Januar eines Ka.lenderjahres bei einer Änderung 

von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach§ 11 Abs: 2 S. 1 Nr. 4 bis 

6a, 8, 13, 16 und 17 ARegV auf Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlösober­

grenze Anwendung finden soll. 

Die diesbezüglich in dem jeweiligen Erlösobergrenzenjahr enthaltenen Plariansätze 

sind den in diesem Kalenderjahr tatsächlich entstandenen Kosten gegenüberzustel

len. Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemäß§ 5 Abs. 1 S. 2 

ARegV zu berücksichtigen. 

Die Antragstellerin hat die tatsächlich entstandenen Kosten und Erlöse gemäß§ 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13, 16 und 17 ARegV aus 

a) 	 der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen, 

b) 	 der Nachrüstung nach SysStabV, 

c) genehmigten Investitionsmaßnahmen nach§ 23 ARegV, 

d) der Auflösung.des Abzugsbetrags nach§ 23 Abs. 2a ARegV, 

e) 	 vermiedenen Netz~ntgelten, 

· f) 	 der Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und Baukostenzuschüs­

sen, 

g) den Vorschriften der Kapazitätsreserve nach § 13~ Abs. 3 EnWG und der 

Rechtsverordnung nach § 13h EnWG, den Bestimmungen zur Stilllegung 

von Braunkohlekraftwerken nach § 13g EnWG sowie den Vorschriften zu be­

sonderen netztechnischen Betriebsmitteln nach § 11 Abs. 3 EnWG sowie 

' 	 . 
h) 	 Entschädigungen nach § 15 Abs. 1 EEG, die die Voraussetzungen de.s § 15 

Abs. 2 EEG erfüllen, 

übermittelt. · 

­

Seite 12 von 19 



In der Anlage 2 werden diese Werte den von der Beschlusskammer ermittelten . 

Werten gegenübergestellt. 

2.2.3 Differenz zwischen den für das Kalenderjahr entste~ 

henden Kosten des Messstellenbetriebs oder der 

Messung und den in der Erlösobergren:ze diesbezüg­

lich enthaltenen Ansätzen 

Gemäß§ 5 Abs. 1 S. 3 ARegV in der Fassung vom 29.08.2016 wird in das Regu­

lierungskonto darüber hinaus die Differenz zwischen .den für das Kalenderjahr bei 

effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs, zu 

dem auch die Messung gehört, und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich ent­

haltenen Ansätzen.einbezogen, soweit diese Different durch Änderungen der Zahl 

der Anschlussnutzer, bei denen der Messstelleribetrieb durch den Netzbetreiber 

durchgeführt wird, .verursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten für den Mess- · 

stellenbetrieb .von modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen 

im Sinne des Messst~llenbetriebsg~setzes . handelt. 

Gemäß§ 5 Abs. 1 S. 4 ARegV in der Fassung vom 29.08.2016 wird in das Regu­

lierungskonto auch die Differenz einbezogen, die durch Maßnahmen de~ Netzbe­

treibers im ZL!sammenhang mit§ 40 Abs.. 2 S. 3, Abs. 3 S. 1 und 2 EnWG in Ver­

bindung mit§ 55 Abs. 1 Nr. 4 oder Abs. 2 des MsbG veru~sacht wird, soweit der 

Netzbe_treiber für die Durchführung zuständig war. 

Die Antragstellerin hafdie Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstel­

lenbetrieb übermittelt. 

2.2.4 Differenz für Kapitalkosten aus genehmigten Investitions­

maßnahmen 

Die Antragstellerin hat Kapitalkosten aus genehmigten Investitionsmaßnahmen in 
< 

Höhe vo~ das Jahr 2017 angegeben . 

Hierbei handelt es sich um die Kapitalkostenscheibe 2017 aus dem Kapitalkosten­

aufschlag gern. §1 Oa ARegV in Höhe. Hierauf verweist die Antragstellerin auf Seite 

2 des Antrags: „Aus den oben genaimten Gründen beinhaltet der diesjährige Antrag 
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aµfAuflösung des Regulierungskontos die originären Kapitalkosten des Geschäfts­

jahres 2017 von Investitionen, welche im Kapitalkostenaufschlag berücksichtigt 

werden.({ 

Eine Berücksichtigung dieser Kapitalkosten im Rahmen des Regulierungskontos ist 

ausgeschlossen. 

Ausweislich § 34 Abs. 7 S. 5 ARegV konnte ein Antrag nach § 1Oa ARegV erstmals 

bis zum 30.06.2018 gestellt werden; die Anpassung erfolgte sodann gemäß§ 4 Abs. 

4 S. 3 ARegV zum 01.01.2019. Die Übergangsregelung des§ 34 ARegV sieht kein 

Nachholen der Kapitalkosten der Jahre 2017 und 2018 vor. 

Der Antrag auf Kapitalkostenaufschlag war insofern hinsichtlich der für 2017 und 

2018 geltend gemachten Kapitalkosten abzulehnen (BK8-18/03782-25 vom 

07.12.2018) . Bis einschließlich 2018 werden Erweiterungsinvestitionen über den 

anhand von Strukturparametern pauschal ermittelten Erweiterungsfaktor berück­

sichtigt. Ersatzinvestitionen werden in der zweiten Regulierungsperiode noch über 

den sog. Sockeleffekt abgebildet. Der Gesetzgeber hat zur dritten Regulierungspe­

riode ein neues Regime zur Berücksichtigung von Investitionen nach dem Basisjahr 

eingeführt; ab 01.01.2019 ist der Erweiterungsfaktor nicht mehr anzuwenden, und 

es konnte erstmals ein Antrag auf Kapitalkostenaufschlag gestellt werden (vgl. § 34 

Abs. 6 S. 1, Abs. 7 S. 1 ARegV). Ein Nebeneinander von Erweiterungsfaktor und 

Kapitalkostenaufschlag ist weder vorgesehen noch nach Sinn und Zweck sachge­

recht, da es ansonsten zu einer Doppelerfassung von Kosten. kommen würde. So­

wohl das Oberlandesgericht Naumburg als auch das Schleswig-Holsteinische Ober­

landesgericht sowie der 3. und der 5. Kartellsenat des Oberlandesgerichts Düssel­

dorf haben die Vorgehensweise der Regulierungsbehörden bestätigt (vgl. OLG Düs­

_seldorf, Beschlüsse vom 12.06.2019, Vl-.3 Kart 165/17 [V] u.a., Beschlüsse vom . 

10.04.2019, Vl-3 Kart496/18 [V} u.a.; Beschlüsse vom 07.03.2019, Vl~3Kart166/17 

[V] u.a. sowie Vl-5 Kart 49/18 [V] u ~a . ; OLG Schleswig, Beschluss vom 15.11.2018, 

53 Kart 7/17; OLG Naumburg, Beschlüsse vom 05.102018, 7Kart1/17 (EnWG), 7 . 

Kart 2/17 (EnWG) und 7 Kart 3/17 (EnWG)). 
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2.3 

Ein entsprechender Ansatz im Rahmen des Antrags auf Auflösung des Regulie­

rungskontosaldos 2017 ist aus Sicht der Beschlusskammer unzulässig. Der Anwen­

dungsbereich des§ 5 ARegV ist nicht eröffnet. 

Ausgleich des Regulierungskontosaldos 

Der ermittelte Saldo wird annuitätisch über drei Jahre durch Zu- und Abschläge auf 

· die Erlösobergrenze verteilt. 

Der Saldo des Regulierungskontos zum 31 .12.2017 wird durch die Einzelbeträge 

hinsichtlich 

a) 	 der Abweichung zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen gemäß § 5 

Abs. 1 S. 1 ARegV, 

b) 	der Abweichung zwischen den tatsächlichen Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1 

Nr. 4 bis 6a, 8, 13, .16 und 17 ARegV und den in der kalenderjährlichen Er­

lösobergrenze enthaltenen Ansätzen gemäß§ 5 Abs. 1 S. 2 ARegV, sowie 

c) 	 den veränderten Kosten aus Messstellenbetrieb oder Messung im Sinne des 

§ 5 Abs. 1 S. 3 und 4 ARegV 

bestimmt. Diese Differenzbeträge werden gemäß § 5 Abs. 2 ARegV verzinst. 

Der Anlage 2 sind die unverzinsten Differenzen zu entnehmen.· Die Verzinsung er­

folgt gemäß § 5 Abs. 2 ARegV auf Grundlage des jährlich durchschnittlich ·gebun­

denen Betrags. Dieser ergibt sich aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jah­

resendbestand. Der anzuwendende Zinssatz entspricht dem auf die letzten zehn 

abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen . 

Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländi­

scher Emittenten (1 ,72 %). Die sich danach für die Jahre 2019 bis 2021 ergebenden 

Zu- bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenze sind Anlage 1 zu entnehmen. 

III . 	 ·Entfall der vorläufigen Anordnung 

. Die Beschlusskammer hat am 25.10.2018 (Az. BKS-18/3782-01) eine vorläufige An­

. ordnung zur Auflösung des Regulierungskontosaldos des Jahres 2017 (Tenor Ziffer 
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2.) getroffen. Die vorläufige Anordnung tritt mit der Wirksamkeit dieser abschließen­

den Entscheidung außer Kraft. 

IV. Rückwirkende Festlegung 

Die rückwirkende Festlegung der Auflösung des Regulierungskontosaldos nach 

dem 01.01.2019 ist zulässig. 

Der sachliche Grund für das Absehen von einer Festlegung bereits im Jahr 2018 

liegt u.a. darin begründet, dass in zahlreichen Fällen für die Prüfung des Regulie­

rungskontos . vorgreifliche Verfahren der zweiten Reguliemngsperiode (Erweite­

rungsfaktoren, Netzübergänge etc.) noch nicht abgeschlossen waren. Zur Wahrung 

einer einheitlichen Prüfungspraxis hat die Beschlusskammer daher von einer früh­

zeitigen Genehmigung der Regulierungskonten abgesehen. 

Die rückwirkende Festlegung in Bezug auf die Erlösobergrenzen 2019 und 2020 

verstößt insbesondere nicht gegen § 21a Abs. 5 S. 4 EnWG, Das Regulierungs­

. konto wird gern.§ 5 Abs. 1 S. 1 und 5 ARegV ohnehin primär durch den Netzbetrei­

ber geführt. Durch den stets vor dem 30.06. eines Kalenderjahres der Regulierungs­

periode veröffentlichten Erhebungsbogen zum Regulierungskonto war der Netzbe­

treiber stets rechtzeitig zur Preisbildung (01 .01. des Folgejahres) in der Lage, die 

preisbildenden Bestandteile aus der Auflösung des Regulierungskontos für sich zu 

bestimmen und konnte diese somit seiner Entgeltbildung der Jahre 2019 und 2020 

zu Grunde legen. 

Durch die Veröffentlichung der Hinweise zur Anpassung der Erlösobergrenze waren 

dem Netzbetreiber dabei auch die wesentlichen Rechtspositionen der Beschluss:­

kammer im Hinbl!ck aufdie Berücksichtigung bzw. Nichtberücksichtigung bestimm­

ter Kosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile i.S.d. § 11 Abs. 2 

ARegV bekannt. 

Die Systematik der ARegV sieht einen festlegungsfreien Zeitraum nicht vor. Die 

Festlegung der Auflösungsbeträge aus dem Regulierungskonto für die Jahre 2019 

bis 2021 hätte danach grundsätzlich im Jahr 2018 erfolgen sollen. Gleichwohl ist 

eine rückwirkende Festlegung zulässig . Nach Art. 37 Abs. 10 der Richtlinie 
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2009/73/EG sind die Regulierungsbehörden befugt, vorläufig geltende Übertra­

gungs- und Verteilungstarife festzulegen oder zu genehmigen und über geeignete 

Ausgleichsmaßnahmen zu entscheiden, falls sich die Festlegung der Tarife verzö­

gert. Wenn aber vorläufige Regelungen im Zusammenhang mit der Festlegung der 

Erlösobergrenze für ein Kalenderjahr zulässig sind, muss auch eine rückwirkende 

endgültige Festlegung von . Erlösobergrenzen zulässig sein (vgl. OLG Düsseldorf, 

Beschluss vom 14. September 2016, Vl-3 Kart 175/14 (V], Rn. 118 ff., juris). 

Angesichts der dargestellten Umstände erachtet die Beschlusskammer die rückwir­

kende Festlegung als vom Ermessen.gedeckt. 

Vorliegend überwiegt das Interesse der Allgemeinheit an der (rückwirkenden) Fest­

legung zur Auflösung der Regulierungskontosalden. Die gegen die rückwirkende 

Festlegung sprechenden Prinzipien des Vertrauensschutzes hat die Beschlusskam­

mer demgegenüber im konkreten Fall als nachrangig bewertet. 

Dem Netzbetreiber war zudem vorab bekannt, dass eine Festlegung der Beschluss­

kammer zur Genehmigung des Regulierungskontosaldos erfolgen wird und insoweit 

eine nachträgliche Korrektur. der selbständig angepassten Erlösobergrenzen der . 

Jahre 2019 und 2020 erfolgen kann. Bereits mit den Hinweisen für die Festlegung . 

der Erlösobergrenzen für das Jahr 2019 hat die Beschlusskammer darauf hingewie­

sen, dass, sofern noch keine Bescheidung des gestellten Antrags erfolgt ist, der 

Antragswert oder der Wert einer vorläufigen Anordnung für die Anpassung anzuset­

zen ist. 

Zudem hat die Beschlusskammer in der vorläufigen Anordnung im Jahr 2018 noch­

mals klargestellt, dass mögliche Abweichungen der endgültigen von der vorläufigen 

Entscheidung sachgerecht über die Methodik des Regulierungskontos ausgegli­

chen werden können. Dies betrifft die künftigen Genehmigungsverfahren zu den 

Regulierungskonten der Jahre 2019 und 2020. 

Die Entscheidung ist auch verh~ltnismäßig . Die Entscheidung dient dem Zweck, 

entsprechend den Vorgaben des EnWG, der ARegV und der StromNEV für die 

Jahre 2019 bis 2021 Auflösungsbeträge aus dem Regulierungskontosaldo festzule­

gen. Die rückwirkende Festlegung is.t hierzu .geeignet, insbesondere werden 

dadurch folgerichtige Saldierungen in den Jahren 2019 bis 2021 ermöglicht. Die 
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rückwirkende Festlegung ist auch eriorderlich, da ein gleich geeignetes, milderes 

Mittel nicht zur Verfügung steht. Die Entscheidung ist schließlich auch angemessen. · 

Das Interesse des Netzbetreibers, für den Zeitraum der Rückwirkung keinen weite­

ren Vorgaben gemäß dieses Beschlusses zu unterliegen·, rnuss aus Sicht der Be­

schlusskammer hinter dem Interesse der Allgemeinheit an einer sicheren, preis­

günstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit 

Elektrizität zurückstehen. Die zahlreichen nachträglichen Korrekturen einzelner Un­

ternehmen im Verwaltungsverfahren zeigen zudem, dass es vielfach auch im Inte­

resse der Netzbetreiber selbst ist, nachträglich' noch eine Entscheidung zu treffen. 

V. Gebühren 

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach§ 91 EnWG. 

VI. Anlagenverweis 

Die Anlagen 1 bis 3b sind Bestandteii:dieses Beschlusses. 

Anlage 1 Auflösungsplan und Auszug 

Anlage 2 Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BNetzA 

Anlage 3a Vergleich der Erlösobergrenzenbestandteile 

Anlage 3b Vergleich VPI und dauerhaft nkht beeinflussbare Kosten 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Be­

schwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur (Haus­

anschrift: Tulpenfeld 4, ·53113 Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn die Be~ 

schwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: 

Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf) eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist fü r die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die 

Beschwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten 

und seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsa­

chen und s·eweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. Die Be­

schwerdeschrift und Beschwer~ebegründurig müssen durch einen Rechtsanwalt 

unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde· hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer 

, 

Bourwieg Petermann Albrecht 
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A.-..Oo 1 • AUll6s1.11g1plan und Aus:zug SV.IQ Netz Grrt>H Az: BKS.18f.l782-01 

Auszug des Regul!erungskontos fOr 2017 
- Herleitung des Saldo und Aulösungsp!an­

§ 5Abs. 1 sau 1 AAegV 

§ 5 A.ta. 1 Satz 2 AAegV 

§ 5 Abs. f Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs 1 Sau 3 AR.egV 

§ 5 Abs. f Sau 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Sau 2 ARegV 

Er10soll€rgl'8nze (EOG) gemäß§ 4 /\RegV 

Erfordertu:he lnan•prucmahme vorgelagerter Netzebenen 
gemllß § 11 Abs. 2 Satz f Nr. 4 ARegV 

Vemiedene Netzentgelte im Sinne von §18 StromNEV. 
§ 35 Ab.s. 2 das EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G 

Kostenveränderung Messung / Meus~llenbetriej). 
Inkl . Maßllahmen gern.§ 21b EnWG 

NaehrtlstlK19 von Wechselriehlem nach 
§ 10 Abs. 1 SysStabV 

Kapitalkooten aus genehmigten lnvesti~onsniaßnahmen 
nach §.23 ARerf\/ 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 AAegV Entschildig~en nach§ 15 Abs. 1 lind 2 EEG 

§ 5 Abs. 1 S1U 2 A!~egV 
AutlOSU!Q von N etzanschlussl<ostenbeltr!gen und 
Baukos1enzuschUSsen nach§ 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 und 4 1.V.m. 
S. 2 SlromNEV 

nach § 4 AAegV zulässige EllOse 

ern..rblre Er10se 

Voczichtal>etreg in der Verprobung 

Differenz 

tatsilchich entstandene Koston 

in EOG entheltene Ansatze 

Ditrer..,z 

tatslel'llich entstandene Kosteri 

In EOG enthaltene AnsAtze 

Differenz 

in EOG enthaltene Anslltte 

Oiffer•nz. 

1•1$~ehllch Mtslande.nc Koston 

In E OG Ollthaltene Ansiue 
Differenz 

1atsijchl1cll entst.:i[ldene Kosien 

m EOG cn1haltene Ansäuc 

Oifferenz 

tatsilctttich entstandene Kosten 

in EOG enthalteoe Ansätze 

Ditrerenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

In EOG enlllallene MS!tze 

Differenz 

Summe aua Einzeldifferenzen 

2017 
[EUR) 

0 

0 

0 

0 

0 

0 
0 

0 

0 

0 

Jahresanfangsbestand ( = Vo~ahressaldo) 

Endbestand(• Saldoaus Einzeldifferenzen) 

MittelWen aus Jahresadangs· l.sld Jahresendbestand 

Anzuwendender Zinssatz gemaß § 5 Abs. 2 AAegV 1,72% 

Verzinsung 

Saldo R~1ell.fliSl<.on10 ( =Jahresendbesiand + Vermsung) 

Annuitatlsclte Berüekslehtlgung in derErlöaobarvrenze 

Auswirkung auf die ErtOsobergrenze 

85.238 85.238 

Mindere~ös (EOG-emöhend) 
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Anlage Z - Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BllletzA SWO Netz GmbH Az: BK8-18/3782-01 

Vergleich der Netzbetreiberangaben und der von der Bundesnetzagentur ermittelten Werte gern. § 5 Abs. 1 ARegV des Jahres 2017 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 ARegV IErlösobergrenze (EOG) gemäß§ 4 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 
Erforderlict'le Inanspruchnahme vorgelagerter 
Netzebenen gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV 

Ven:ichtsbetrag_in. der\f~rprobu!l.9. 

Differenz 

tatsächl ich entstandene Kosten 

in EOG enthaltene Ansätze 
Differenz 

§ S Abs. 1 Satz 2 ARegV 
Vermiedene Netzentgelte im Sinne von §18 StromNEV § Itatsächlich entstandene Kosten 
35 Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G ' in EOG enthaltene Ansätze 

.§ 5 Abs. 1 Satz 3 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

Kostenveränderung Messung I Messstellenbetrieb 
inkl. Maßnahmen gem. § 21 b EnWG 

Nachrüstung von Wechselrichtern nach § 10 Abs. 1 
SysStabV 

Kapitalkosten aus genehmigten Investitionsmaßnahmen 
nach § 23 ARegV . 

Entschädigungen nach§ 15 Abs. 1 und 2 EEG 

Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und 
§' 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV !Baukostenzuschüssen nach§ 9 Abs. 1 S. 1 Nr.' 3 und 4 

i.V.m. S. 2 StromNEV 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

in EOG enthaltene Ansätze 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 
in EOG enthaltene Ansatze 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

in EOG enthaltene Ansätze 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

·. l in EOG enthaltene Ansätze 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

in EOG enthaltene Ansätze 
Differenz 

0 0 

0 0 
0 0 
0 0 

,... 

0 
0 

01 

0 
0 

0 
0 
0 

0 
0 
0 

Sonstiaes „ ;„. 

Summe aus Einzeldifferenzen 
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Anlage 3a Vergleidl der Erlösobergrenzen Stadlworkc Osnabrucl< Netz GmbH Az: BKB-1813782·01 

Vergleich Erlösobergrenzenbestandteile 

Erlösobergrenze 

Formelbestandteile 

KAdnb 

KAvnb 

KAh 

Anpagsung VP!1I VPlo - PF1 

Anpassung der Erlösobergrenze gern. EWF-Beschlu.ss 

Q·Element 

Volatile Kosten 

Saldo Regulierung skonto 

Härtefall 

Sonstiges 

ME/\ 

Nelzveränderungen gemäß§ 26 Abs, II - V ARegV 

sonstiges 
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Vergltich VPI und dauerhaft l'\fcht btt!nf1ul1Mr~ i<o1ttn · 

l(Mq ~s;:Ji+nOUfl:!eiirm ,„1ell'~11lkh1w 

v.~...du1rpr~it.g~wf1"1'Mtk dw •'Oir.."'tWn 
l<:olktnd$rj;ii1~" \9r d$1/n J~lt, tordu<lie C4J:\!lbU1W1~lil 
tl ft(§8 ARto~ ' 

C.00~ 

2 - 3 

2 -Ca 

. 2 · 7 
Mtfltimll:knfut di~ EIT'icJ.11\i„g , d .t• e . „i1'Jwndd".t 
AJ'!t'lttUl'l9 \.'tln Etd~~bll'Va • 

Planwt11; -----t---~-----:: 

2·9 

2 ·H 

2 - 14 

V.::trr.it i!eno N.::a~e:~_, iM &.~l'IC-w n iiaS1tomNEV. t 
3~Air&.. 2. '106 l:E.G uM J -tAl>l.J Cf~a„'WK-G 

ahlJl'l~Me11 ßUdl~ ~1!<'0~'1d!fl rt&eh MtC!Si!lbt~"-'lt 
$5~. 4Sfl vmf'ff.V 

e,-.1&blichst.•nd IJM°'o'<Q'ltraiilcbe \1'«11iirb1:lf\1~11 2u 
LoMZ~!?·tifldV41WgtJ~l~n (Akehlu=\ <if 
3U2200ft} 

Oe1\lfNU6bld\$f'IO ltl'ld t,,\\oit<trbtdt111,:imUn~nehmM<tnd 

\,;i"~b~~~•~.dtt&n rorlQidrtdwrm 
Nob!mo~ki;.c.h:1Hg~ &~W11s~af.90t\ 

r-~t!.dlHIOMObErorenzObMOOl!IUJ'l'ldt 
: KM>1ernitdtet~nnact!A(t 12d~1VO (EU)3'1f.!ntl 

FGrKh<ms llM E°nf\"~kt.wlg rl ~(h t.f~~™ dK§ ?S<t 
AAogV 

Al.1!'4SW19 \'M8Kl.J l'(~ttl!i'>&dii.le.d»:;Wr.Mirt~on i!'I 

Vo1t:in&.1 1'19 lri<t«raiomNEV 

dtm~~n AUS:;il.?l,h nSGl'li 17dA~..a tz < cla9 

2 ·t6 Er.t1QC"o\~~DS4Ct~ • \Jrn~<IC1-~• 
Na.!Z~kaJ l/19' 

p.urt.\W•Hl\"' Mth§ 13• IJ>•.l&\~, i~O.s11n.s 
2 • ;$ 11 8r.iur:lic6i~ta;.itv.·~rt•n t1,ictl § 13g61)\l'IGM'o'lit 

Nt~.t-iU.tliinfi IHl ftMh 131< EdNG 

Kcmpotn,... 11rn.1.llh!IA'llJ • " i1t1~.a1irn„1 di;is 
~;<2141. , A1.1"3!.;Qt~"~ n<odlMUi3d'oirVil1ciiOObng 

EG Nr. 122a/2003 

5 2 Hr 2 Er~111;1;. dcrnEl'l9~~ru11~•mentn~,!r,1t'U S4u 
att ' . , V~w·e1nts119 (EG) Nt, 1'22'31.20CQ 

1 KomcntGrd~O~!!Cluffllrigder &l«gil'!.nir~g 
S t.lt2 N1, 3; Wlt1~1M·01~~9'"'- oJW\td\l~1~4'•tK"~tii.M fi).' dit 

;~ · o„~r 

!o iih 1e1u:,;y,'ir,ehen9""""'r.·\gtnnV•lt.!~1sio~n 1JIY.f 
<1<11'1\f.tWO'f~flt Kb!IM 

.. 

.. 

O.OO"A 0,0!)% 

·o 

0.0~% 0.00%-

-----

;± 

Ö;~ " ~ 
ifO.CO% 
I! 

0,'10% ~ 
; 

-·--+---r----; 'fl·0.0~1<1 o.ow 
g 
;: 

~ 
):ii O.OO!l. 

~ 
i!

IU5l.•.OI ~ !I,, 
jl 
t; 


	Beschlusskammer 8 Aktenzeichen: BK8-18/03782-01 Beschluss
	Gründe
	I.
	II.
	1. Zuständigkeit
	2. Ermittlung derZu-bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen der Jahre 2019 bis 2021 nach§ 5 Abs. 3 ARegV

	III. Entfall der vorläufigen Anordnung
	IV. Rückwirkende Festlegung
	V. Gebühren
	VI. Anlagenverweis
	Rechtsmittelbelehrung



